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Erster Theil. 

Die Zulassung Fremder. 



§ i- 

Die Grundsätze des Völkerrechts. 

Die Ausweisung steht in engem Zusammenhang mit der 
Zulassung Fremder 1 . Sie hat die letztere zur Voraussetzung. 
Kein Staat ist berechtigt, die Angehörigen eines einzelnen oder 
aller auswärtigen Staaten von seinem Gebiete absolut fern zu 
halten 2 . Ein Staat, der den Fremden das Betreten seines 
Gebiets allgemein verböte, würde sich ausserhalb der völker- 
rechtlichen Staatengemeinschaft setzen und ginge des Schutzes 
verlustig, den das Völkerrecht verleiht. Der Staat besteht 
nicht für sich allein, er ist Glied einer Gesellschaft von 
Staaten, zu denen er in den mannigfachsten Beziehungen des 

1 In seinem Berichte, welchen Rolin-Jaequcmyns in der Sitzung des 
völkerrechtlichen Instituts zu Lausanne im September 1888 erstattet hat, 
machte er gleich im Eingang darauf aufmerksam, dass die Prüfung des 
Ausweisungsrechts die Prüfung des Niederlassungsrechts voraussetze. An- 
nuaire de l’institut de droit international X S. 229. Vgl. ferner den Be- 
richt von A. v. Orelli über die Verhandlungen des Instituts betreffend die 
Ausweisung in der Zeitschrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft IX 
S. 538. 

2 Bluntschli, Das moderne Völkerrecht S. 223. — Martens, Völker- 
recht 1 S. 230. — Ileffter-Gcffcken, Das europäische Völkerrecht S. 140. 
— Martitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen I S. 18. 

Langhard, Polit. Fremdenausweisung. 1 
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Staatslebens steht. Die Pflicht, sein Gebiet den Bewohnern 
auswärtiger Staaten offen zu halten, ist mit der Souveränetät 
des Staates wohl vereinbar. Die Souveränetät des Staates ist 
nicht absolut. Abgesehen von den Schranken des Völkerrechts, 
zeigt schon ein Blick auf die zahllosen Staatsverträge die viel- 
fachen Einschränkungen der Souveränetät 1 . Ein Staat, der 
die Fremden grundsätzlich von seinem Gebiete fern halten wollte, 
würde sich Repressalien von Seite der übrigen Staaten zu- 
ziehen. 



§ 2 . 

Der Staat ist befugt, die Bedingungen der Niederlassung 
festzusetzen. 

Darf der Staat sein Gebiet den Ausländem nicht allgemein 
verschliessen , so ist er andererseits befugt, die Bedingungen 
festzusetzen, unter denen er die Fremden vorübergehend oder 
dauernd aufnehmen will. Er kann die Aufnahme Fremder er- 
schweren, erleichtern, befördern, je nach seinen staatlichen In- 
teressen 2 . Er darf jedoch die Zulassung derselben nicht der- 



1 „Ich könnte“, bemerkte Fürst Bismarck in der an die Schweizer 
Regierung gerichteten Note, datirt Varzin 26. Juni 1889, „erwidern, dass 
jeder internationale Vertrag, soweit er überhaupt Pflichten und Rechte ge- 
währt, eine Beeinträchtigung der unbeschränkten Freiheit in Ausübung der 
Souveränetätsrechte eines jeden der Vertragschliessenden enthält“ — Blunt- 
schli, S. 223. — Bulmerincq, Völkerrecht S. 240 : Staaten einer internationalen 
Rechtsgemcinschaft wie die gegenwärtigen Kulturstaaten haben nicht bloss 
Rechte für sich, sondern auch Pflichten gegen andere. — Weil die Gebiets- 
hoheit des Staates nicht unbeschränkt ist, besitzt auch kein Staat eine un- 
beschränkte Asylberechtigung. 

* Martens I S. 339. — Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts S. 185. — 
Resch, Das europäische Völkerrecht S. 59. — Wharton, International law of 
the United States II S.519: The increase ofMormon emigration to the United 
States from Austria is an evil to wich the attention of the Austrian Go- 
vernment may properly be turned, asking such measures of repressing such 
emigration as may be practicable; ferner S. 520: While, under the Consti- 
tution and the laws, this country is open to the honest and industrious 
immigrant, it has no room outside of its prisons or almshouses for de- 
praved and incorrigible criminals or hopelessly dependent paupers, who 
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art verklausuliren , dass der Zugang überhaupt verunmöglicht 
würde. In seinem Interesse kann der Staat dahin gelangen, 
den Zugang der Fremden zu erschweren, ganze Kategorien 
daran zu verhindern. In diesen Fall können die einer zu 
starken Einwanderung ausgesetzten Staaten kommen. Mit Ver- 
trag vom Jahre 1868 gewährte Nordamerika, das damals vieler 
Arbeiter bedurfte, den Chinesen günstige Aufenthaltsbedingungen. 
Sie kamen in solcher Anzahl, dass sie den einheimischen weissen 
Arbeitern bald eine gewaltige Konkurrenz bereiteten und Anlass 
zu häufigen Ausschreitungen und Ruhestörungen gaben. Am 
25. Januar 1881 wurde zwischen Nordamerika und China ein 
Vertrag abgeschlossen, nach welchem die nordamerikanische 
Regierung befugt ist, die Einwanderung chinesischer Arbeiter 
zu beschränken, zu regeln oder zu suspendiren 1 . 

Mit Note vom 10. Februar 1849 beschwerte sich die könig- 
lich sardinische Regierung bei der Eidgenossenschaft darüber, 
dass lombardische Flüchtlinge, die mit piemontesischen Pässen 
versehen seien, sich nicht im Kanton Tessin aufhalten dürften. 

may have become a pest or a bürden, or both, to tbeir own country, and 
the sending of such persons to our shores by the public authorities of 
Switzerland, either local or supreme, cannot be looked upon otherwise 
by this Government than as a violation of our national hospitality and a 
disregard of the spirit of comity and good neighborhood, which it is so 
desirable to foster and cherish between two nations bound so closely by 
the ties of long and unbroken friendship and kindred institutions , as are 
the United States and the Swiss Republic, ferner S. 520: Honest, indu- 
strious and frugal immigrants will always he gladly rcceived hcre, but 
this Government cannot look without deep concern upon any action by a 
foreign Government (grossbritannische Regierung), which tends to unloading 
its paupers, its „ne’er-do- wells“, its aged and infirm, its cripples and 
weak-minded upon us, that we may afford that Support through taxation 
which their native country owes them.“ Die zur Untersuchung des Ein- 
wanderungswesens vom nordamerikanischen Repräsentantenhaus niederge- 
setzte Kommission hat im Jahre 1888/89 einen Entwurf ausgearbeitet, in 
welchem vorgeschlagen wurde, die Einwanderung von Personen in den 
Vereinigten Staaten zu verhindern, die blödsinnig, irrsinnig oder gänzlich 
mittellos seien oder den Gemeinden möglicherweise zur Last fallen könn- 
ten. Ferner sollen Anarchisten und Sozialisten, Personen, die an bösen 
Krankheiten leiden und gemiethete Arbeiter ausgeschlossen werden. 

1 Bös de Berc, de l’Expulsion des Etrangers S. 21 fl'. 

1 * 
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